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Satzung der Stadt Wuppertal über die Anordnung einer Veränderungssperre für das 
Grundstück Uellendahler Straße 302 b in Wuppertal-Elberfeld 

Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der aktuellen 
Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 05.03.2024 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt Nordrhein-Westfalen 2024, Seite 136), in Verbindung mit den §§ 14 Absatz 1, 16 
Absatz 1 und 17 Absatz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung der 
Neufassung vom 03.11.2017 (Bundesgesetzblatt I, Seite 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 20.12.2023 (Bundesgesetzblatt 2023 I, Nr. 394 ), hat der Rat der Stadt Wuppertal am 
29.04.2024 folgende Satzung erlassen: 

§ 1

Das in § 2 genannte Grundstück liegt im Geltungsbereich des Baubauungsplans 1021/1 – 
Uellendahler Straße/Am Haken - für den der Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen die 
Aufstellung am 04.07.2023 beschlossen hat. Zur Sicherung der Planung in dem künftigen 
Planbereich wird eine Veränderungssperre erlassen. 

§ 2

(1) Von der Veränderungssperre ist folgendes Grundstück an der Uellendahler Straße 302 b in
Wuppertal - Elberfeld betroffen:

 Gemarkung: Elberfeld 
 Flur:  24 
 Flurstück:  200 

(2) Ein Lageplan, in dem das von der Veränderungssperre betroffene Grundstück
gekennzeichnet ist, ist Bestandteil dieser Satzung.

§ 3

(1) In dem von der Veränderungssperre betroffenen künftigen Planbereich dürfen

a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt oder bauliche Anlagen nicht beseitigt
werden

b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Veränderungen von Grundstücken oder
baulichen Anlagen, deren Veränderung nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder
anzeigenpflichtig sind, nicht vorgenommen werden.
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(2) Von der Veränderungssperre kann die Baugenehmigungsbehörde im Einvernehmen mit der
Gemeinde eine Ausnahme zulassen, wenn überwiegend öffentliche Belange nicht
entgegenstehen.

(3) Von der Veränderungssperre werden nicht berührt:

a) Vorhaben, die vor Inkrafttreten der Veränderungssperre baurechtlich genehmigt
worden sind.

b) Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des Bauordnungsrechts Kenntnis
erlangt hat und mit deren Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre
hätte begonnen werden dürfen.

c) Unterhaltungsarbeiten und

d) die Fortführung einer bisher ausgeübten Nutzung.

§ 4

(1) Die Veränderungssperre tritt am Tag ihrer Bekanntmachung in Kraft.

(2) Sie tritt, sobald und soweit die Bauleitplanung rechtsverbindlich abgeschlossen ist, außer
Kraft, spätestens jedoch nach Ablauf von 2 Jahren.
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Ich bestätige, dass 

- die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist,

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten

worden sind und

- der Wortlaut der Beschlussausfertigung mit dem Beschluss des Rates der Stadt Wuppertal

übereinstimmt.

 ------------------------------------------ 

Der vorstehende Beschluss, den der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 29.04.2024 

gefasst hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

 ------------------------------------------ 

Hinweise: 

1. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB in der Fassung vom

3. November 2017 (BGBl. IS. 3634), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023

(BGBl. 2023 I, Nr. 394) geändert worden ist, über die fristgerechte Geltendmachung

etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB und über das Erlöschen

der Entschädigungsansprüche bei nicht fristgemäßer Geltendmachung wird hingewiesen.

2. Unbeachtlich werden nach 215 Abs. 1 BauGB

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort

bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der

Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Flächennutzungsplans oder 

der Satzung schriftlich gegenüber der Stadt Wuppertal unter Darlegung des die Verletzung 

begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Dies gilt entsprechend, wenn 

Fehler nach § 214 Abs. 2 a BauGB beachtlich sind. 
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3. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung kann gem. §

7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NRW in der z. Zt. gültigen Fassung - zuletzt geändert durch

Artikel 1 des Gesetzes vom 05.03.2024 (Gesetz- und Verordnungsblatt Nordrhein-

Westfalen 2024, Seite 136) - gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und

Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden, es

sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren

wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist

nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den

Mangel ergibt.

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 

http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 

Informationen zu Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 

http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 

Wuppertal, den 02.05.2024 

gez. 

Uwe Schneidewind 

Oberbürgermeister 
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Achte Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Stadt Wuppertal vom 17.05.2017 

Aufgrund der §§ 7, 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 13. April 2022 (GV. NRW. S. 490), hat der Rat der Stadt Wuppertal am 
29.04.2024 folgende Satzung beschlossen: 

I. 

Die Hauptsatzung der Stadt Wuppertal vom 17. Mai 2017 wird wie folgt geändert: 

Der § 6 Absatz 1 erhält folgende Fassung  

§ 6 Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Öffentliche Bekanntmachungen von Satzungen und sonstige öffentliche
Bekanntmachungen der Stadt Wuppertal, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrieben sind,
werden gemäß § 4 Absatz 1 Nr. 4 Bekanntmachungsverordnung NRW auf der Seite der Stadt
Wuppertal (www.wuppertal.de/bekanntmachungen) in einer digitalen Ausgabe des
„Stadtboten“ bereitgestellt, soweit nicht durch Landes- oder Bundesrecht etwas anderes
bestimmt ist.

II. 

Die Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

Ich bestätige, dass  

- die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist,
- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten

worden sind und
- der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss

übereinstimmt.

Die vorstehende Satzung, die der Rat in seiner Sitzung am 29.04.2024 beschlossen hat, wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

Die Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 

Wuppertal, den 02.05.2024 

gez. 

Uwe Schneidewind 
Oberbürgermeister 
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VO/0356/24 

Verordnung über das Offenhalten 
von Verkaufsstellen am 12.05.2024 

in Wuppertal-Barmen 

Auf Grund des § 6 Abs. 1 i. V. m. Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten 
(Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16.11.2006 (GV. NRW. S. 516) in der aktuellen 

Fassung hat die Stadt Wuppertal gemäß dem Beschluss des Rates vom 29.04.2024 als örtli-
che Ordnungsbehörde für das Stadtgebiet Wuppertal die nachfolgende Verordnung erlassen: 

§ 1

Am Sonntag, dem 12.05.2024, dürfen anlässlich des Stadtfestes BARMEN geht LIVE in Wup-
pertal-Barmen Verkaufsstellen für den Verkauf von Waren aller Art in der Zeit von 13.00 Uhr 
bis 18.00 Uhr für den geschäftlichen Verkehr mit Kunden im folgenden Bereich, welcher sich 
im Detail aus der anliegenden Karte ergibt, geöffnet sein: 

Alter Markt 
Werth 

Johannes-Rau-Platz 
Geschwister-Scholl-Platz 

§ 2

Diese Verordnung tritt einen Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

_________________________ 
Ich bestätige, dass 

- die Verordnung ordnungsgemäß zustande gekommen ist,

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten
worden sind und

- der Wortlaut der beiliegenden Ausfertigung mit dem Ratsbeschluss übereinstimmt.

_________________________ 

Die vorstehende Verordnung, die der Rat der Stadt in seiner Sitzung am 29.05.2024 be-
schlossen hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

_________________________ 
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Hinweis: 

Eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen kann gem. § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung gegen die vorstehende 
Ordnungsbehördliche Verordnung nach Ablauf von 6 Monaten seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfah-
ren wurde nicht durchgeführt,

b) die Ordnungsbehördliche Verordnung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt
gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Wuppertal vorher gerügt
und dabei die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Wuppertal, den 02.05.2024

Stadt Wuppertal
als örtliche Ordnungsbehörde 
gez. 

Uwe Schneidewind 
Oberbürgermeister 
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Anlage zur Verordnung über das Offenhalten 
von Verkaufsstellen am 12.05.2024 

in Wuppertal-Barmen 
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Satzung der Stadt Wuppertal über das besondere Vorkaufsrecht 
(Vorkaufssatzung) gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

für das Gebiet „Vogelsaue“ in Wuppertal Elberfeld-West vom 
29.04.2024 

Inhaltsübersicht 

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich
§ 2 Besonderes Vorkaufsrecht
§ 3 Inkrafttreten

Anlagen 
Anlage 1 - Lageplan des Geltungsbereichs Vogelsaue in Wuppertal Elberfeld-West 
Anlage 2 - Auflistung der Flurstücke der Vorkaufssatzung 
Anlage 3 – Begründung der Vorkaufssatzung  

Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 1 lit. f) der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), zuletzt 
geändert durch das Gesetz vom 23. Januar 2018 (GV. NRW. S. 90) in Verbindung mit § 25 Absatz 1 
Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. 
Dezember 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 394), hat der Rat der Stadt Wuppertal in seiner Sitzung am 
29.04.2024 die folgende Satzung beschlossen: 

Präambel 

Der Rat der Stadt Wuppertal hat mit Empfehlung vom 30.08.2017 (VO/0710/17) die Verwaltung 
beauftragt, eine Machbarkeitsstudie für eine mögliche Bundesgartenschau (BUGA) erarbeiten zu 
lassen, die die Rahmenbedingungen und die Umsetzbarkeit einer BUGA in Wuppertal untersuchen 
sollte. Am 16.11.2021 hat die Verwaltung dem Rat der Stadt die abschließende 
Machbarkeitsstudie des Büros RMP Stephan Lenzen LA für ein Konzept zur BUGA 2031 zur 
Beschlussfassung vorgelegt. Am 24.08.2022 wurde nach einem positiven Bürgerentscheid die 
Bewerbung der Stadt Wuppertal zur Ausrichtung der Bundesgartenschau 2031 in Wuppertal 
offiziell an die Deutsche Bundesgartenschaugesellschaft (DBG) übergeben. Darauf folgte am 
29.03.2023 mit der Beurkundung des Gesellschaftsvertrags und der Unterzeichnung des 
Durchführungsvertrags die Besiegelung der gemeinsamen Pläne der DBG und der Stadt 
Wuppertal.  

Die vorgelegte Machbarkeitsstudie identifiziert die Schaffung von neuen Verbindungsachsen als 
ein Kernthema der BUGA 2031 in Wuppertal. Durch die Umsetzung der geplanten 
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Schlüsselprojekte, wie z.B. der Seilbahn über dem Wuppertaler Zoo und der 
Fußgängerhängebrücke über der Wupperpforte, werden neue Verknüpfungen etabliert.  

Der Rat der Stadt Wuppertal hat die Machbarkeitsstudie „Bundesgartenschau Wuppertal“ am 
17.12.2018 in seiner Ratssitzung als Grundlagenkonzept für die BUGA und als informelles 
städtebauliches Entwicklungskonzept für die Nachnutzung der Flächen beschlossen. 

§1 Räumlicher Geltungsbereich

Die Flurstücke, für die ein Vorkaufsrecht begründet werden soll, sind in der Anlage 1 (Lageplan)
dargestellt und in Anlage 2 (Auflistung) aufgezählt. Die Anlagen sind Bestandteil der Satzung. Die
Vorkaufssatzung kann vom Tage der Bekanntmachung an im Rathaus-Barmen, Johannes-Rau-Platz
1, 42275 Wuppertal, im Ressort 101, Stadtentwicklung und Städtebau, während der allgemeinen
Öffnungszeiten eingesehen werden.

§2 Besonderes Vorkaufsrecht

Die Stadt Wuppertal setzt zur Sicherung der städtebaulichen Entwicklung im Sinne des § 25 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 BauGB für die in dem beigefügten Lageplan (Anlage 1) dargestellten und in Anlage 2
aufgelisteten Grundstücke ein besonderes Vorkaufsrecht fest.

§3 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Anlagen  
Anlage 1 - Geltungsbereich Vogelsaue in Wuppertal Elberfeld-West 
Anlage 2 - Auflistung der Flurstücke der Vorkaufssatzung 
Anlage 3 - Begründung der Vorkaufssatzung  
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Ich bestätige, dass  
- die Satzung ordnungsgemäß zustande gekommen ist,
- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten

worden sind und
- der Wortlaut der beiliegenden Satzungsausfertigung mit dem Ratsbeschluss

übereinstimmt.

Die vorstehende Satzung, die der Rat in seiner Sitzung am 29.04.2024 beschlossen hat, wird 
hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
Die Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft. 

Wuppertal, den 02.05.2024 

gez. 
Uwe Schneidewind 
Oberbürgermeister 
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Anlage 3 - Begründung der Vorkaufssatzung 

Gemäß § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB können die Gemeinden in Gebieten, in denen sie städtebauliche 
Maßnahmen in Betracht ziehen, zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
durch Satzung Flächen bezeichnen, an denen ihnen ein Vorkaufsrecht an den Grundstücken 
zusteht. Von diesem Instrument soll hier, in dem durch die Satzung beschriebenen räumlichen 
Umgriff Gebrauch gemacht werden. Der Geltungsbereich der Satzung betrifft im Wesentlichen die 
Grundstücksflächen, die unmittelbar unter der Hängebrücke zwischen Königs- und Kaiserhöhe 
liegen. 

Voraussetzung einer Vorkaufsrechtssatzung ist, dass die Gemeinde für das betreffende Gebiet 
eine städtebauliche Maßnahme in Betracht zieht und die Begründung eines gemeindlichen 
Vorkaufsrechts zur Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung erforderlich ist. 
Gemäß des § 25 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 BauGB unterliegen sowohl bebaute als auch unbebaute 
Grundstücke dem besonderen Vorkaufsrecht. 

Mit der Ausrichtung der Bundesgartenschau (BUGA) 2031 ergibt sich für Wuppertal die einmalige 
Chance einen städtebaulichen Entwicklungsimpuls zu setzen. Wuppertal hat, auch bedingt durch 
die Topographie, eine bandartige, ost-west-orientierte Struktur. Viele Verbindungen, wie die 
Schwebebahn, die Wupper, Hauptstraßen sowie eine Autobahn ziehen sich in ost-westlicher 
Richtung durch die bergische Großstadt, während nur wenige Verbindungen zwischen den Nord- 
und den Südhöhen bestehen. Das „Strukturkonzept 2025+ - Schönes verbinden“, als Vorstudie der 
Stadt Wuppertal zur BUGA, sah verschiedene Nord-Süd-Verbindungen zwischen zentralen 
Parkanlagen durch das Tal vor. Die Machbarkeitsstudie zur BUGA 2031 hat eine besondere Nord-
Süd-Verbindung an der Wupperpforte aufgegriffen und interpretiert. Über eine Hängebrücke 
können die historische Parkanlage auf der Königshöhe mit der Parkanlage auf der Kaiserhöhe über 
das Tal hinweg verbunden werden. Dieser Weg ermöglicht erstmalig eine autofreie 
Fußgängerverbindung von den Nord- zu den Südhöhen. Durch die verbesserte Zugänglichkeit 
werden beide Parkanlagen aufgewertet. Die Inszenierung der Wupperpforte durch die neue 
Fußgängerbrücke sowie die Einbindung der historischen Aussichtstürme wird neben der 
verbindenden Funktion dauerhaft BesucherInnen anziehen.   

Der Verlauf der Hängebrücke wird voraussichtlich von der Königshöhe über die Bahntrasse, die 
Simon- und Kabelstraße, das angrenzende Gewerbegebiet, die Wupper mit Schwebebahnverlauf, 
die Wohnbebauung an der Vogelsaue und an der Nützenberger Str. sowie über die 
Kleingartenanlage am Nützenberg zur Kaiserhöhe führen. Für eine langfristige Sicherung der 
Hängebrücke ist der Erwerb der unmittelbar unter der Hängebrücke liegenden Grundstücke 
erforderlich. Eine BUGA Wuppertal 2031 kann nur realisiert werden, wenn ein Großteil der 
Flächen im städtischen Eigentum ist oder über entsprechende städtebauliche Verträge gesichert 
werden kann.  
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Auf Grundlage der Machbarkeitsstudie zur BUGA wird der Bebauungsplan 1294 – BUGA 2 / 
Hängebrücke - erarbeitet, der nach Beschluss durch den Rat der Stadt Wuppertal und der 
Bekanntmachung die planungsrechtliche Voraussetzung für die Errichtung der Hängebrücke 
darstellt. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans soll einen Großteil der für das Kernareal 
Wupperpforte relevanten Flächen auf der Königs- und Kaiserhöhe beinhalten sowie den gesamten 
Hängebrückenverlauf einschließlich der erforderlichen Windabspannungen umfassen. Der Verlauf 
der Hängebrücke soll dabei so gewählt werden, dass sich dieser über möglichst viele Grundstücke 
im Besitz der Stadt Wuppertal erstreckt. Gänzlich kann eine Führung über Privatgrundstücke 
allerdings nicht vermieden werden. 

Ziel der Vorkaufssatzung ist der Ankauf, der für die Realisierung der Verbindungen zwischen den 
BUGA Kernarealen benötigten Flächen zum Verkehrswert. Die Vorkaufssatzung soll zum einen die 
langfristig geordnete städtebauliche Entwicklung sichern, zum anderen soll der Zugriff auf 
relevante Grundstücke ermöglicht werden, um dem Ankauf von Flächen durch Dritte zum Zweck 
der Spekulation zu verhindern.  
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Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Aufstellung und Offenlage des Bebauungsplans 278 (3.Änd)  –  In der Lohrenbeck - 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen hat in seiner Sitzung am 18.04.2024 
nachfolgenden Beschluss über die Aufstellung und öffentliche Auslegung des o. g. 
Bebauungsplans gefasst: 

1. Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes 278 – In der Lohrenbeck –
erfasst das Grundstück In der Lohrenbeck 44 mit der Gemarkung Elberfeld, Flur 441,
Flurstück 87/21 sowie das Grundstück In der Lohrenbeck 42 mit der Gemarkung Elberfeld,
Flur 441, Flurstück 88/21, einschließlich der auf den Grundstücken befindlichen
öffentlichen Verkehrsfläche.

2. Die Aufstellung und die öffentliche Auslegung der 3. Änderung des Bebauungsplanes 278
– In der Lohrenbeck – einschließlich der Begründung wird für den unter Punkt 1.
genannten Geltungsbereich gemäß § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

3. Das Planverfahren wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt. Von
der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von
der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten von umweltbezogener
Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden Erklärung nach § 10a
Abs. 1 BauGB wird abgesehen. Das Monitoring gemäß § 4c BauGB ist nicht anzuwenden.
Von der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wird
abgesehen.
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Planungsziel:  

Anpassung des Planungsrechts an den Bestand 

Hinweise: 

Der genannte Bauleitplan liegt gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung 

vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 

(BGBl. 2023 I, Nr. 394) geändert worden ist i. V. m. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Sicherstellung 

ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 

(Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) vom 20.05.2020 (BGBl I S. 1041), in der Fassung vom 

04.12.2023 (BGBl 2023 I, Nr. 344) in dem angegebenen Zeitraum zur Einsichtnahme aus. Die 

Begründung ist gemäß § 9 Absatz 8 BauGB in Verbindung mit § 2a BauGB beigefügt. 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 

BauGB wird zeitgleich durchgeführt.  

Die Unterlagen der öffentlichen Auslegung stehen digital im Internet unter 

http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene zur Verfügung.   

Zusätzlich findet die Auslegung des Planentwurfs vom 13.05. bis 14.06.2024 (einschließlich) 

durch das Ressort Bauen und Wohnen im Rathaus Wuppertal-Barmen, Johannes-Rau-Platz 1, 

42275 Wuppertal, Gebäude Große Flurstraße 10, Ebene 0 während der Dienststunden statt, 

und zwar von Montag bis Donnerstag von 09:00 bis 15:00 Uhr und Freitag von 09:00 bis 12:00 

Uhr (Feiertage ausgenommen).     

Soweit diesem Bauleitplanverfahren abweichend vom Planentwurf und der Begründung DIN-

Normen sowie Umweltinformationen zugrunde liegen, können diese nach 

Terminvereinbarung unter dem angegebenen Kontakt eingesehen werden.  

Stellungnahmen zu diesem Bauleitplanverfahren können während der Zeit der öffentlichen 

Auslegung schriftlich, mündlich (am Auslegungsort s. u.) oder per E-Mail 

(bauleitplaene@stadt.wuppertal.de) an das Ressort Bauen und Wohnen, Abt. Bauleitplanung, 

Johannes-Rau-Platz 1, 42275 Wuppertal gerichtet werden. Nicht fristgerecht abgegebene 

Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 

bleiben. Hilfestellung erhalten Sie ggfs. unter T. 0202 563 6496 oder T. 0202 563 6723. 

------------------------------------------------- 
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Ich bestätige, dass 

- der Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss des Bebauungsplans des Ausschusses für

Stadtentwicklung und Bauen der Stadt Wuppertal ordnungsgemäß zustande gekommen ist,

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten

worden sind und

- der Wortlaut der Beschlussausfertigung mit dem Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss

des Ausschusses für Stadtentwicklung und Bauen der Stadt Wuppertal übereinstimmt.

------------------------------------------------- 

Der vorstehende Beschluss, den der Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen in seiner 

Sitzung am 18.04.2024 gefasst hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

------------------------------------------------- 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 

Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündigung nicht mehr 

geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan

ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den

Mangel ergibt.

------------------------------------------------- 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 

http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 

Informationen zu Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 

http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 

Wuppertal, den 23.04.2024 

gez. 

Uwe Schneidewind  
Oberbürgermeister 

Der Stadtbote 
Nr. 14/2024

Seite 
20 von 28

http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen
http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene


Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Offenlage des Bebauungsplans 782 (4.Änd)  –  Gustav-Heinemann-Straße/Westfalenweg - 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen hat in seiner Sitzung am 18.04.2024 
nachfolgenden Beschluss über die öffentliche Auslegung des o. g. Bebauungsplans gefasst: 

1. Der Geltungsbereich der 4. Änderung des Bebauungsplanes – Gustav-Heinemann-
Straße/Westfalenweg – wird gegenüber dem Aufstellungsbeschluss geringfügig um das
Flurstück Gemarkung Elberfeld, Flur 007, Flurstück 1034 (ca. 14 m²) vergrößert sowie am
südlichen Rand des Änderungsbereichs an die Grenzen der Flurstücke Gemarkung
Elberfeld, Flur 007, Flurstücke 1069 und 1030 angepasst.

2. Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnahmen fließen
gemäß den Vorschlägen der Verwaltung in die 4. Änderung des Bebauungsplans ein.

3. Die öffentliche Auslegung des Entwurfs der 4. Änderung des Bebauungsplanes – Gustav-
Heinemann-Straße/Westfalenweg – einschließlich der Begründung wird gemäß § 3 Abs.
2 BauGB beschlossen.
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Planungsziel:  

Anpassung des Planungsrechts an den Bestand 

Hinweise: 

Der genannte Bauleitplan liegt gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung 

vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 

(BGBl. 2023 I, Nr. 394) geändert worden ist i. V. m. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Sicherstellung 

ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 

(Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) vom 20.05.2020 (BGBl I S. 1041), in der Fassung vom 

04.12.2023 (BGBl 2023 I, Nr. 344) in dem angegebenen Zeitraum zur Einsichtnahme aus. Die 

Begründung ist gemäß § 9 Absatz 8 BauGB in Verbindung mit § 2a BauGB beigefügt. 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 

BauGB wird zeitgleich durchgeführt.  

Die Unterlagen der öffentlichen Auslegung stehen digital im Internet unter 

http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene zur Verfügung.   

Zusätzlich findet die Auslegung des Planentwurfs vom 13.05. bis 14.06.2024 (einschließlich) 

durch das Ressort Bauen und Wohnen im Rathaus Wuppertal-Barmen, Johannes-Rau-Platz 1, 

42275 Wuppertal, Gebäude Große Flurstraße 10, Ebene 0 während der Dienststunden statt, 

und zwar von Montag bis Donnerstag von 09:00 bis 15:00 Uhr und Freitag von 09:00 bis 12:00 

Uhr (Feiertage ausgenommen).     

Soweit diesem Bauleitplanverfahren abweichend vom Planentwurf und der Begründung DIN-

Normen sowie Umweltinformationen zugrunde liegen, können diese nach 

Terminvereinbarung unter dem angegebenen Kontakt eingesehen werden.  

Stellungnahmen zu diesem Bauleitplanverfahren können während der Zeit der öffentlichen 

Auslegung schriftlich, mündlich (am Auslegungsort s. u.) oder per E-Mail 

(bauleitplaene@stadt.wuppertal.de) an das Ressort Bauen und Wohnen, Abt. Bauleitplanung, 

Johannes-Rau-Platz 1, 42275 Wuppertal gerichtet werden. Nicht fristgerecht abgegebene 

Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 

bleiben. Hilfestellung erhalten Sie ggfs. unter T. 0202 563 6496 oder T. 0202 563 6723. 

------------------------------------------------- 
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Ich bestätige, dass 

- der Offenlegungsbeschluss des Bebauungsplans des Ausschusses für Stadtentwicklung und

Bauen der Stadt Wuppertal ordnungsgemäß zustande gekommen ist,

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten

worden sind und

- der Wortlaut der Beschlussausfertigung mit dem Offenlegungsbeschluss des Ausschusses

für Stadtentwicklung und Bauen der Stadt Wuppertal übereinstimmt.

------------------------------------------------- 

Der vorstehende Beschluss, den der Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen in seiner 

Sitzung am 18.04.2024 gefasst hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

------------------------------------------------- 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 

Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündigung nicht mehr 

geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan

ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den

Mangel ergibt.

------------------------------------------------- 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 

http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 

Informationen zu Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 

http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 

Wuppertal, den 23.04.2024 

gez. 

Uwe Schneidewind  
Oberbürgermeister 
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Bekanntmachung von Bauleitplänen 

Aufstellung und Offenlage des Bebauungsplans 214 (3.Änd)  – Georg-Arends-Weg - 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen hat in seiner Sitzung am 18.04.2024 
nachfolgenden Beschluss über die Aufstellung und öffentliche Auslegung des o. g. 
Bebauungsplans gefasst: 

1. Der Geltungsbereich der 3. Änderung des Bebauungsplanes 214 – Georg-Arends-Weg
– erfasst einen Teil der Kneipsgasse (Flurstück 44) und die Flurstücke 358, 361 sowie
den angrenzenden Teil des Flurstücks 51 der Gemarkung Ronsdorf, Flur 48, die
nördlich durch die Grundstücke Breite Straße 45-49, östlich und südlich durch die
bebauten Grundstücke am Georg-Arends-Weg und westlich durch die Kneipsgasse
begrenzt werden.

2. Die Aufstellung und die öffentliche Auslegung der 3. Änderung des Bebauungsplanes
214 – Georg-Arends-Weg – einschließlich der Begründung wird für den unter Punkt 1.
genannten Geltungsbereich gemäß § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

3. Das Planverfahren wird im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 BauGB durchgeführt.
Von der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a
BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 2 BauGB, welche Arten von
umweltbezogenen Informationen verfügbar sind, sowie von der zusammenfassenden
Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB wird abgesehen. Das Monitoring gemäß § 4c BauGB
ist nicht anzuwenden.

4. Von der Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs.
1 BauGB sowie der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB wird abgesehen.
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Planungsziel:  

Realisierung von zwei Doppelhaushälften 

Hinweise: 

Der genannte Bauleitplan liegt gemäß § 3 Absatz 2 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung 

vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20.12.2023 

(BGBl. 2023 I, Nr. 394) geändert worden ist i. V. m. § 1 Nr. 4 des Gesetzes zur Sicherstellung 

ordnungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren während der COVID-19-Pandemie 

(Planungssicherstellungsgesetz – PlanSiG) vom 20.05.2020 (BGBl I S. 1041), in der Fassung vom 

04.12.2023 (BGBl 2023 I, Nr. 344) in dem angegebenen Zeitraum zur Einsichtnahme aus. Die 

Begründung ist gemäß § 9 Absatz 8 BauGB in Verbindung mit § 2a BauGB beigefügt. 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Absatz 2 

BauGB wird zeitgleich durchgeführt.  

Die Unterlagen der öffentlichen Auslegung stehen digital im Internet unter 

http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene zur Verfügung.   

Zusätzlich findet die Auslegung des Planentwurfs vom 13.05. bis 14.06.2024 (einschließlich) 

durch das Ressort Bauen und Wohnen im Rathaus Wuppertal-Barmen, Johannes-Rau-Platz 1, 

42275 Wuppertal, Gebäude Große Flurstraße 10, Ebene 0 während der Dienststunden statt, 

und zwar von Montag bis Donnerstag von 09:00 bis 15:00 Uhr und Freitag von 09:00 bis 12:00 

Uhr (Feiertage ausgenommen).     

Soweit diesem Bauleitplanverfahren abweichend vom Planentwurf und der Begründung DIN-

Normen sowie Umweltinformationen zugrunde liegen, können diese nach 

Terminvereinbarung unter dem angegebenen Kontakt eingesehen werden.  

Stellungnahmen zu diesem Bauleitplanverfahren können während der Zeit der öffentlichen 

Auslegung schriftlich, mündlich (am Auslegungsort s. u.) oder per E-Mail 

(bauleitplaene@stadt.wuppertal.de) an das Ressort Bauen und Wohnen, Abt. Bauleitplanung, 

Johannes-Rau-Platz 1, 42275 Wuppertal gerichtet werden. Nicht fristgerecht abgegebene 

Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 

bleiben. Hilfestellung erhalten Sie ggfs. unter T. 0202 563 6496 oder T. 0202 563 4208. 

------------------------------------------------- 
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Ich bestätige, dass 

- der Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss des Bebauungsplans des Ausschusses für

Stadtentwicklung und Bauen der Stadt Wuppertal ordnungsgemäß zustande gekommen ist,

- alle vor der öffentlichen Bekanntmachung zu beachtenden Vorschriften eingehalten

worden sind und

- der Wortlaut der Beschlussausfertigung mit dem Aufstellungs- und Offenlegungsbeschluss

des Ausschusses für Stadtentwicklung und Bauen der Stadt Wuppertal übereinstimmt.

------------------------------------------------- 

Der vorstehende Beschluss, den der Ausschuss für Stadtentwicklung und Bauen in seiner 

Sitzung am 18.04.2024 gefasst hat, wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

------------------------------------------------- 

Eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) kann gemäß § 7 Absatz 6 der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen (GO NRW) gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Bestimmungen und 

Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs Monaten seit ihrer Verkündigung nicht mehr 

geltend gemacht werden, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan

ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und

dabei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den

Mangel ergibt.

------------------------------------------------- 

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 

http://www.wuppertal.de/bekanntmachungen 

Informationen zu Bauleitplanverfahren der Stadt Wuppertal finden Sie im Internet unter: 

http://www.wuppertal.de/bebauungsplaene 

Wuppertal, den 23.04.2024 

gez. 

Uwe Schneidewind  
Oberbürgermeister 
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